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WIEN. Für Sozial- und Gesund-
heitsministerin Beate Hartinger-
Klein ist im Hinblick auf die Sozi-
alversicherungen alles klar: „Mit 
der Reform haben wir im Jahr 
2018 eine der größten Struktur-
reformen der Zweiten Republik 
begonnen und verfolgen klar 
das Ziel, die bestmögliche Ver-
sorgung der Patienten sicher-
zustellen.“ Die bisher 21 Sozial-
versicherungsträger werden auf 
fünf Träger reduziert. Dadurch 
werde das System agiler und das 
komme den Versicherten zugute. 
„Endlich wird es österreichweit 
gleiche Leistung für gleiche Bei-
träge geben. Durch diese Reform 
wird es zu keinen Leistungsver-
schlechterungen kommen“, be-
tonte Hartinger-Klein.

Ganz anders sieht das aller-
dings die Opposition. Durch die 
Reform werden heuer 48 Lei-
tungsposten neu zu besetzen 
sein, kritisiert SPÖ-Bundesge-

schäftsführer Thomas Drozda. 
Dadurch würden anstatt der 
von der Regierung versproche-
nen Einsparungen zusätzliche 
Kosten in Millionenhöhe entste-
hen; die SPÖ schätzt Mehrkos-
ten von 7,2 Mio. €. Rechne man 
die Gehälter der Mitarbeiter, die 
bestehende Verträge haben und 
ersetzt werden, hinzu, entstehen 
insgesamt Mehrkosten im zwei-
stelligen Millionenbereich.

Neue Gesundheitskasse
Die ÖVP-FPÖ-Reform sieht vor, 
dass die Gebietskrankenkassen 
zur Österreichischen Gesund-
heitskasse zusammengefasst 
werden. Die Eisenbahner und der 
öffentliche Dienst werden eben-
so fusioniert wie Selbstständige 
und Bauern. Darübergestülpt 
wird ein neuer Dachverband. Bis 
April sollen sogenannte Überlei-
tungsgremien installiert werden, 
die die Fusionen mit Jahresbe-
ginn 2020 umsetzen sollen. Die 
Vorsitzende der Privatangestell-

ten-Gewerkschaft, Barbara Tei-
ber, sieht den einzigen Grund 
für diese Ausschreibungen darin, 
„schwarzblaue Parteifreunde zu 
versorgen. Sie müssen für die-
sen Postenschacher auch noch 
bezahlen.“ Der einzige Zweck 
„dieser Zwangsfusion ist eine 
komplette Machtübernahme“.

Für Verwirrung sorgte in den 
ersten Tagen des neuen Jah-

res auch die Debatte über die 
Sitzungsgelder für die Funkti-
onäre in den Kassen. Die rund 
60 verbleibenden Funktionäre 
würden nach derzeitigem Stand 
ein Sitzungsgeld von 42 € pro 
Sitzung bekommen. Innerhalb 
der Regierung wird aber über 
eine Erhöhung diskutiert. Im Ge-
spräch ist eine monatliche Auf-
wandsentschädigung von 1.000 
€. ÖVP-Klubobmann und ÖAAB-
Chef August Wöginger hat um-
gehend die Gerüchte über eine 
Erhöhung der Gagen zurückge-
wiesen. „Auch wenn es einzelne 
Funktionäre gern hätten, werden 
die Gagen und Entschädigungen 
sicher nicht erhöht.“ 

Fix ist hingegen, dass es Ver-
fassungsklagen gegen die Re-
form geben wird; die erste wird 
vom Obmann der Oberösterrei-
chischen Gebietskrankenkasse, 
Albert Maringer, kommen. 
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Kassenreform doch 
mit höheren Kosten
2019 wird das Jahr sein, in dem die Sozialversicherungen 
reformiert werden. Schon jetzt zeigen sich Unklarheiten.

Lob und Kritik 
Sozialministerin 
Beate Hartinger-
Klein kontert 
Reformkritikern 
und lobt die 
eigene Reform 
als „größte 
der Zweiten 
Republik“.

GPA-Vorsitzende Barbara Teiber ortet einen Postenschacher von VP und FP.
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